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■ SIE SPUCKTE
beim Reden, ihre
Augen funkelten,
ihre Haare waren
meist verstrubelt,
und Tischmanieren
hatte sie auch
nicht. Sie ass kein

Fleisch, dafür schnitt sie Tomaten
ins Birchermüesli. Sie sass in unse-
rem Esszimmer immer oben am
Tisch, an Vatis Platz, und das war
mehr als symbolisch.

WENN LINA ZU BESUCH WAR,
übernahm sie den Lead. Vor ihr la-
gen ihre Texte und Flugblätter,
Mahnschriften, Prospekte und Bü-
cher. Die Eltern und wir Kinder
hörten ihr zu, die Ersteren enga-

giert und motiviert, Letztere ein-
fach beeindruckt von so viel Eifer,
so viel technischem Wissen, so viel
wilder Entschlossenheit: zum
Kampf gegen AKWs.

LINA WAR die erste Umweltaktivis-
tin, die ich kannte, die erste Vege-
tarierin aus ethischen Gründen,
von ihrer Mission völlig eingenom-

men. Sie liess uns Rachel Carsons
«Stummer Frühling» lesen, und ich
erinnere mich, dass ich sie in vor-
pubertärer Keckheit einmal fragte,
was genau denn an einem AKW so
schrecklich sei. Lina spuckte und
funkelte noch mehr als gewöhn-
lich: «Das verstehst Du dann später.
Für heute nimm einfach mit: Es ist
zu gefährlich. Die Menschen kön-
nen so etwas nicht in den Griff be-
kommen. Nie. Auch wenn sie es
jetzt vielleicht meinen.»

ALS WIR IN DER SCHULE einen
Aufsatz zum Thema «Warum ich an
den Fortschritt glaube» schreiben
sollten, fehlte mir – vielleicht we-
gen Lina – die Lust, mich dazu zu
äussern. Ich wählte das Ersatzthe-
ma über die Verteidigung des Glau-
bens. Als wir Theodor Fontanes Ge-
dicht «Die Brücke am Tay» lasen,
wurden die darin dramatisch aus-
gedrückten Ängste vor Technik und
«Fortschritt» als Phänomen des
19. Jahrhunderts abgetan.

SPÄTER, der Emotionalität der Ju-
gend entwachsen, gab es eine ande-
re, rationalere Sicht auf den Fort-
schritt. Keine und keiner möchte
auf Kühlschrank oder lebenswichti-
ge Medikamente oder geheizte Räu-
me verzichten, auf diese und viele
weitere so genannten Errungen-
schaften unserer Zeit. Und schliess-
lich mochten sie ja fast zu überzeu-
gen, die ausgefeilten Botschaften
der Fortschrittspropheten. Clever

und cool redeten sie immer wieder
von Sicherheit, Sorglosigkeit und
Sauberkeit. Sie spuckten nicht und

waren hübsch gekämmt. Probleme,
dies bewiesen sie mit vielen, vielen
Zahlen, seien stets lösbar. Es kam
mir vor, als hätte unser Fortschritt,
so er denn einer sei, für alle auftau-
chenden Probleme zu Land, zu
Wasser und in der Luft einen Filter,
der das Schädliche schön ansam-
melt und unsere Gewissen beruhigt.

UND JETZT sitze ich entsetzt und
sprachlos vor den Bildern aus Ja-
pan. In unerträglicher Deutlichkeit
sehe ich vor meinen Augen vorbei-
flimmern, was ich mir damals
schwerlich vorstellen konnte. Ich
erinnere mich an die Wahrneh-
mung von Angst und Bedrohung
und Verzweiflung aus den Broschü-
ren und Worten der Erwachsenen
und an meine kindliche Hoffnung,
dies alles sei aktivistischem Überei-
fer entspringender Entwurf eines
fiktiven Horrorszenarios, so absurd
wie Tomaten im Birchermüesli.
Dem ist nicht so.

Lina – die erste Umweltaktivistin
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Gastbeitrag zum Fortschrittsglauben und zu den technischen Errungenschaften

Probleme seien stets
lösbar, das bewiesen
sie mit vielen Zahlen.

Lina war die erste
Vegetarierin aus
ethischen Gründen.

Wer Strom aus erneuerbaren Energie-
quellen wie Sonne, Wind, Biomasse
oder Wasser (nur Kleinanlagen) pro-
duziert und ins Netz einspeist, der
profitiert von der so genannten kos-
tendeckenden Einspeisevergütung
(KEV). Weil die vom Bund zur Verfü-
gung gestellten Gelder nicht ausrei-
chen, um alle angemeldeten Anlagen
zu subventionieren, besteht ein Aus-
gabendeckel. Die Projekte landen auf
einer Warteliste (vgl. Kasten).

Diese Begrenzung soll verschwin-
den, forderte der bernische Grosse
Rat im November 2008. Mit 78 zu 45
Stimmen und 8 Enthaltungen über-
wies er eine Motion von Nadine
Masshardt (SP), die eine entsprechen-
de Standesinitiative verlangte: KEV-
Gelder sollen für alle Projekte flies-
sen, welche die Rahmenbedingungen
erfüllen. Unterstützt wurde diese For-
derung auch vom Regierungsrat: «Ich
werde auch von Leuten ange-
sprochen, die nicht in der SP sind
und eine Anlage bauen möchten,
nämlich vor allem von bürgerlichen
Leuten, Kleingewerblern und Bau-
ern», sagte Energiedirektorin Barbara
Egger (SP) im Rat.

Diese Woche behandelte der Natio-
nalrat die Berner Standesinitiative
und eine vergleichbare des Kantons
Freiburg. Beide waren chancenlos,

der Nationalrat schickte die Berner
Initiative mit 94 gegen 60 Stimmen
bachab, die aus Freiburg mit 96 zu 59.

Adrian Amstutz (SVP), der Mehr-
heitssprecher der nationalrätlichen
Kommission für Umwelt, Raumpla-
nung und Energie (UREK), verwies
auf den Ständerat, der den Initiativen
als Erstrat keine Folge gegeben habe.

Die verlangten Änderungen seien im
Rahmen der Revision des Energiege-
setzes ausgiebig diskutiert und ver-

worfen worden. Im neuen Energiege-
setz werde der Gesamtdeckel ange-
hoben. Für die Kommissionsminder-

heit wehrte sich Franziska Teuscher
(Grüne): «Um die erneuerbaren Ener-
gien richtig gut zu fördern, muss der
Deckel weg». Die Schweiz könne mit
Sonne, Wind und Wasser die Strom-
versorgung sauber und sicher abde-
cken. «Angesichts der atomaren Un-
fälle in Japan hat dieser Sicherheits-
aspekt in der Energieversorgung für
uns einen neuen Stellenwert bekom-
men», so Nationalrätin Teuscher.

Nadine Masshardts Kommentar:
«Es ist zwar positiv, dass der KEV-De-
ckel angehoben wurde. Aber das ge-
nügt nicht. Wir müssen nun alles
tun, um die erneuerbaren Energien
und die Energieeffizienz zu fördern.
Mich überrascht, dass der National-
rat gerade auch aufgrund der
schrecklichen Ereignisse in Japan der
Initiative nicht Folge geleistet hat.»

Drama in Japan zeigt keine Wirkung
Erneuerbare Energien Nationalrat schickt Standesinitiativen der Kantone Bern und Freiburg bachab
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Im neuen Energiegesetz
wurde der Gesamt-
deckel angehoben.

8286 Photovoltaikanlagen befinden sich derzeit auf der KEV-Warteliste. AZ

Insgesamt 9331 Anlagen auf der KEV-Warteliste

Die Finanzierung der kostendecken-
den Einspeisevergütung (KEV) berap-
pen die Stromkonsumenten mit einem
Zuschlag pro verbrauchte Kilowatt-
stunde Strom. Das revidierte Energie-
gesetz erlaubt dem Bundesrat, bis
2013 den Zuschlag von derzeit 0,45
Rappen/kWh auf maximal 0,9 Rappen
zu erhöhen. Dann stehen jährlich rund
500 Millionen Franken statt der bisher
rund 265 Millionen zur Verfügung.
Laut Marianne Zünd, Leiterin Kommu-
nikation Bundesamt für Energie, wer-
den täglich neue Anlagen angemeldet.

Die im Internet einsehbare KEV-Liste
sei lang. Die Warteliste gestern: Pho-
tovoltaik: 8286 Gesuche; Wind: 468;
Wasserkraft: 387; Biomasse: 187;
Geothermie: 3. Mit dem Abtrag könne
Mitte 2011 begonnen werden. «Vor-
ausgesetzt, die vom Bundesrat revi-
dierte Verordnung zum Energiegesetz
tritt auf diesen Termin in Kraft.» Der
ursprüngliche Anhörungstermin
15. März sei auf Antrag einiger Kanto-
ne verlängert worden. Es werde je-
doch alles unternommen, den Inkraft-
setzungstermin einzuhalten. (UZ)

Das Büro des Grossen Rats empfiehlt
dem Rat, eine Motion von zwei See-
länder Grossräten, welche dies ver-
langen, anzunehmen. Peter Moser
(FDP/Biel) und Andreas Blank (SVP/
Aarberg) fordern in ihrem Vorstoss,
die OAK solle untersuchen, ob der
Regierungsrat und die kantonale Ge-
sundheits- und Fürsorgedirektion ge-
genüber den Organen des Spitalzen-
trums Biel (SZB) ihre Aufsichtspflicht
wahrgenommen haben. Auch soll die
Kommission der Frage nachgehen,
welche Rolle der SZB-Verwaltungsrat
spielte, als er 2009 die damalige Ver-
waltungsratspräsidentin Irène Truf-
fer zur Nachfolgerin des entlasse-
nen Direktors Paul Knecht machte
und ihr somit eine Doppelfunktion
gab (az Langenthaler Tagblatt berich-
tete).

Weshalb weigert sich Regierung?
Schliesslich soll die OAK auch

untersuchen, ob sich die Nichtver-
öffentlichung des externen Bélaz-Be-
richts, den die Regierung 2010 zur
Erneuerung des zerstrittenen Verwal-
tungsrats bewog, mit dem Öffentlich-
keitsprinzip vereinen lässt. Die Mo-
tionäre möchten geklärt haben, aus
welchen Gründen sich der Regie-
rungsrat weigerte, den Bericht zu
veröffentlichen.

Zu grosse Erwartungen?
Die OAK hat sich bereit erklärt,

Untersuchungen durchzuführen, wie
aus am Freitag veröffentlichten Un-
terlagen hervorgeht. Sie warnt aller-
dings in ihrer Stellungnahme zuhan-
den des Büros vor zu grossen Erwar-
tungen: Sie könne nicht zusichern,
dass sie in die Verwaltungsratsproto-
kolle Einsicht nehmen könne. Ob sie
das dürfe, sei rechtlich noch vertieft
zu prüfen. Auch werde sie Personen,
welche heute nicht mehr beim SZB
tätig sind, nicht befragen können.
Die OAK verfüge über weniger Befug-
nisse als eine Parlamentarische Un-
tersuchungskommission (PUK).

Die Regierung schrieb dem Büro
des Grossen Rats, mit der Neubeset-
zung des Verwaltungsrats habe sie
die notwendigen Massnahmen ergrif-
fen. Wenn der Grosse Rat über die
laufenden gerichtlichen Verfahren
hinaus eine weitere Untersuchung
wolle, sei das aber seine Sache.

Entscheid fällt am 28. März
Die Behandlung der Motion Mo-

ser/Blank soll laut dem Sessions-
programm ganz zu Beginn der kom-
menden Grossratssession stattfin-
den, welche am 28. März eröffnet
wird.

Die Turbulenzen am SZB began-
nen mit der fristlosen Entlassung von
Paul Knecht im Februar 2009. Ihm
warf der damalige SZB-Verwaltungs-
rat Unregelmässigkeiten bei Spesen
und Abgeltungen vor. Diese Vorwür-
fe werden nun von der Staatsanwalt-
schaft untersucht. Knecht reagierte
auf diese Entwicklung im vergange-
nen Dezember mit einer Zivilklage
gegen das SZB. (SDA/UZ)

Licht ins Spitaldunkel
Biel In Sachen Spitalzentrum
Biel deutet einiges darauf hin,
dass nun auch die Oberauf-
sichtskommission (OAK) des
Grossen Rats die Turbulenzen
der vergangenen zwei Jahre
untersuchen wird.

Ständeratswahlen Vor zwei Wochen
unterlag Ursula Wyss (SP) in der
Stichwahl um den vakanten Stände-
ratssitz von Simonetta Sommaruga
(SP) knapp gegen Adrian Amstutz
(SVP). Der Wähleranteil für Wyss be-
trug 49,4 Prozent, die Differenz zu
Amstutz 3637 Stimmen. Auf die Fra-
ge, ob sie im Herbst bei den ordentli-
chen Erneuerungswahlen erneut für
die SP als Ständeratskandidatin zur
Verfügung steht, sagte Wyss am
Abend des Wahlsonntags: «Vor einem
Entscheid will ich zuerst mit der Fa-
milie reden.» Bis gestern ist sich
Wyss noch nicht schlüssig geworden:
«Jetzt war Session, es fehlte die nöti-
ge Ruhe zum Reden und Abwägen.»
Es gebe gute Argumente, es erneut
zu wagen, aber auch solche, die dage-
gen sprächen. Überhaupt keine Rolle
spiele für sie, dass noch Wahlbe-
schwerden hängig sind (az Langen-
thaler Tagblatt berichtete). Es habe
sie jedoch geärgert, dass einige Leute
die Wahlunterlagen spät oder zu spät
erhalten haben.

Regierung legt Termine fest
Obwohl das Wyss-Lager so schnell

wie möglich Klarheit haben möchte,
kann sich Wyss noch Zeit lassen. Ge-
mäss der Staatskanzlei hat der Regie-
rungsrat diese Woche die Meldefrist
für die Ständeratswahlen auf Mon-
tag, 22. August, 16 Uhr, festgelegt.

Zwei Wochen vorher, am Montag,
8. August, müssen die Kandidaturen
für die Nationalratswahlen bei der
Staatskanzlei angemeldet werden.
Der Termin für Listenverbindungen
läuft am Montag, 15. August ab. (UZ)

Ursula Wyss (SP)
zögert noch

Nationalrätin Ursula Wyss. UZ


